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Terminhinweise für Medien

Donnerstag, 2. März, 11 Uhr, Restaurant „Schmock“ im Münchner 
Volkstheater, Tumblingerstraße 29
Pressekonferenz zu „Radikal jung – Das Festival für junge Regie 2023“ mit 
Kulturreferent Anton Biebl, dem Intendanten des Münchner Volkstheaters, 
Christian Stückl, sowie dem Kurator von „Radikal jung“, Jens Hilje, und 
anderen. „Radikal jung“ wird in diesem Jahr vom 27. April bis 5. Mai ver-
anstaltet und zeigt Arbeiten von jungen Talenten im Bereich der deutschen 
und europäischen Theaterregie.
Achtung Redaktionen: Es wird um eine Akkreditierung gebeten per 
E-Mail an presseabteilung@muenchner-volkstheater.de.

Donnerstag, 2. März, 13 Uhr, Von-Knoeringen-Straße 21
Bürgermeisterin Verena Dietl stellt zusammen mit Simone Burger, Vorsit-
zende AzubiWerk, und Günther Schabenberger, Ressortleiter Immobilien 
GEWOFAG, das neue Haus für Auszubildende am Hanns-Seidel-Platz 
vor. Ab sofort können sich Auszubildende und Münchner Betriebe für ein 
Apartment am Hanns-Seidel-Platz im Zentrum Neuperlachs bewerben. 221 
Apartments stehen bald zum Einzug bereit. Die Mietkosten werden für die 
Auszubildenden bei rund 300 bis 320 Euro warm liegen. 
Achtung Redaktionen: Es wird um eine Anmeldung gebeten per E-Mail 
an simone.burger@dgb.de. Treffpunkt ist vor dem Hauseingang. Der Termin 
ist für Fotoaufnahmen geeignet.

Bürgerangelegenheiten

Dienstag, 7. März, 18.30 Uhr, Mensa der Anita Augspurg BOS, Brienner 
Straße 37 (nicht rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 3 (Maxvorstadt). Zu Beginn der Sitzung 
findet eine Bürgersprechstunde statt. Weil zur Minimierung eines Coro-
na-Ansteckungsrisikos die Abstände zwischen den Teilnehmer*innen ein-
gehalten werden müssen, stehen unter Umständen nur wenige Plätze für 
Besucher*innen zur Verfügung. Bei Nichteinhaltung des Mindestabstandes 
wird das Tragen einer Maske empfohlen.

Dienstag, 7. März, 19 Uhr, Mensa der Grundschule, Grandlstraße 5 
(rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 21 (Pasing-Obermenzing). Zu Beginn der 
Sitzung findet eine Bürgersprechstunde statt. Weil zur Minimierung eines 
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Corona-Ansteckungsrisikos die Abstände zwischen den Teilnehmer*innen 
eingehalten werden müssen, stehen unter Umständen nur wenige Plätze 
für Besucher*innen zur Verfügung. 

Meldungen

Medaille „München leuchtet“ für Manfred-Ernst Kienle
(28.2.2023) Genau 50 Jahre war Manfred-Ernst Kienle ununterbrochen 
Präsident des „Männerchors ehemaliger Münchner Chorbuben e.V.“. Er 
hat damit einen wichtigen Beitrag für das Laienmusizieren in München ge-
leistet. Für dieses große ehrenamtliche Engagement, das in dieser Länge 
nur wenige schaffen, hat die Stadt Manfred-Ernst Kienle jetzt die Medaille 
„München leuchtet – Den Freundinnen und Freunden Münchens“ in 
Bronze verliehen. Bürgermeisterin Katrin Habenschaden überreichte Kienle 
die Auszeichnung heute im Rathaus. 

Bürgermeisterin Katrin Habenschaden zeichnet Manfred-Ernst Kienle mit der Medaille 
„München leuchtet – Den Freundinnen und Freunden Münchens“ aus. (Foto: Michael Nagy/
Presseamt)

Bürgermeisterin Katrin Habenschaden: „Manfred-Ernst Kienle trägt einen 
maßgeblichen Anteil daran, dass der ‚Männerchor der ehemaligen Münch-
ner Chorbuben‘ auch heute noch besteht. Nicht nur, weil er sich stets 
dafür einsetzt, neue Mitglieder zu gewinnen. Mit seiner freundlichen und 
verbindlichen Art ist Herr Kienle die gute Seele dieser generationsübergrei-
fenden Gemeinschaft aus jungen und alten Sängern. Es ist egal, woher 
man kommt, welche Religion oder Sexualität man lebt und wie die persön-
liche finanzielle Situation ist. Diese wertvolle und angstfreie Umgebung hat 
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der Chor zu einem sehr großen Teil Manfred-Ernst Kienle zu verdanken. Er 
schafft ein Klima, in dem sich jedes Mitglied wohlfühlen kann.“
Mit 12 Jahren trat Kienle dem Knabenchor „Die Münchner Chorbuben“ un-
ter der Leitung von Fritz Rothschuh bei und übernahm dort nach und nach 
organisatorische Aufgaben rund um den Chorprobenablauf sowie die Füh-
rung der Chormitglieder. Er unterstützte Rothschuh auch bei der Gründung 
des „Männerchors ehemaliger Münchner Chorbuben e.V.“ und war hier 
selbst Gründungsmitglied. Zweck des Vereins ist, ehemalige Münchner 
Chorbuben zusammenzuführen, um in einem Männerchor zu singen und 
gemeinsame Jugenderinnerungen und Freundschaften zu pflegen. Das Al-
ter der Mitglieder liegt zwischen 18 und 80 Jahren.
Im Januar 1973 wurde Manfred-Ernst Kienle zum Präsidenten des Män-
nerchors gewählt, er hatte diese Position bis vor Kurzem und damit ins-
gesamt 50 Jahre ununterbrochen inne. Als erster Vorstand war Kienle 
Botschafter und Vermittler zwischen den erfahrenen und den neuen 
Mitgliedern und prägte so die Gemeinschaft. Auch auf den Reisen des 
Chors ins Ausland ist es Kienle ein Anliegen, als singender Botschafter 
Münchens zu fungieren. Auch heute noch regelt er im Alter von 81 Jahren 
Finanzen und Organisation des Männerchors.

Möglicher Streik an städtischen Kitas am Mittwoch
(28.2.2023) Für Mittwoch, 1. März, haben die Gewerkschaften insbeson-
dere Auszubildende, Praktikant*innen und Studierende der Landeshaupt-
stadt München zu einem ganztägigen Warnstreik aufgerufen. Weil spontan 
gestreikt werden kann, liegen dem Referat für Bildung und Sport vorab 
keine Erkenntnisse vor, in welchem Ausmaß die städtischen Kindertages-
einrichtungen bestreikt werden. 
Den Eltern wird deshalb empfohlen, direkt bei der jeweiligen Kita-Leitung 
nachzufragen, ob die Einrichtung voraussichtlich normal geöffnet sein wird. 
Die Besuchsgebühren und das Verpflegungsgeld für ausgefallene Betreu-
ungstage werden den Eltern automatisch erstattet. 
Die Stadt betreibt rund 450 Kindertageseinrichtungen, von der Kinder- 
krippe bis zum Hort und Tagesheim für Grundschulkinder.

Bürgerforum Altenpflege zum Thema Krebs – Jetzt anmelden
(28.2.2023) Eine Krebsdiagnose verändert oft das ganze Leben. Im hö-
heren Lebensalter, in dem Krebserkrankungen gehäuft auftreten, ist die 
Situation eine besondere. Beispielsweise müssen andere alterstypische 
Erkrankungen berücksichtigt werden. Das kommende Bürgerforum Alten-
pflege am Mittwoch, 8. März, 18 bis 20.30 Uhr, im Alten Rathaus, Marien-
platz 15, befasst sich mit der Frage, was hilfreich sein kann, um das Leben 
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mit Krebs im Alter zu meistern. Fachexpert*innen und der Leiter einer 
Selbsthilfegruppe informieren zum Thema.
Auf dem Podium sprechen Kurt Wagenlehner, Leiter der Münchner Selbst-
hilfegruppe Blasenkrebs, Professor Dr. Wolfgang Hiddemann, ehemaliger 
Direktor der Medizinischen Klinik und Poliklinik III am Klinikum der LMU 
München/Großhadern sowie erster Vorsitzender von lebensmut e.V., Pro-
fessor Dr. Marc E. Martignoni, Oberarzt Chirurgische Klinik und Poliklinik 
des Klinikums rechts der Isar und Leiter der Arbeitsgruppe Ernährung und 
Krebs des Tumorzentrums München, sowie Karen Stumpenhusen, Sozial-
pädagogin, Psychoonkologin von KiA Krebs im Alter des Vereins lebensmut 
e.V. und Heide Perzlmaier von der Bayerischen Krebsgesellschaft.
Die Veranstaltung ist kostenfrei, jedoch ist eine Anmeldung erforderlich bis 
spätestens 7. März telefonisch unter 233-96966 oder per E-Mail an staedti-
sche_beschwerdestelle.altenpflege@muenchen.de. Anmeldungen werden 
nach der Reihenfolge ihres Eingangs berücksichtigt.
Die Teilnahme ist für auch für mobilitätseingeschränkte Menschen mög-
lich. Der Veranstaltungsort ist zudem mit einer induktiven Höranlage für 
schwerhörige Menschen ausgestattet. Alle Redebeiträge werden von Ge-
bärdensprachdolmetscher*innen übersetzt.
Weitere Infos unter www.muenchen.de/beschwerdestelle-altenpflege.

Oster-/Pfingstferien: Verkaufsstart für eintägige Erlebnisreisen
(28.2.2023) Der Kartenverkauf für die eintägigen Erlebnisreisen in den Os-
ter- und Pfingstferien 2023 startet am Samstag, 4. März, ab 10 Uhr. Das 
Angebot gilt für Kinder und Jugendliche im Alter von 5 bis 14 Jahren, die 
im Stadtgebiet von München wohnen. Die Karten sind entweder online 
über www.muenchenticket.de, telefonisch unter 54818181 oder persönlich 
an den Vorverkaufsstellen von München Ticket zu erwerben. Alle Informa-
tionen zum Programm, zum Kartenverkauf und zu bevorzugten Einbuchun-
gen gibt es auf www.muenchen.de/eintaegige-erlebnisreisen. Fragen wer-
den telefonisch unter 233-33855 oder per E-Mail an ferienangebote.soz@
muenchen.de beantwortet.

Digitale Radtour durch den Münchner Nordosten
(28.2.2023) Im Münchner Nordosten sollen in den nächsten Jahrzehnten 
neue Stadtquartiere entstehen, die das Gesicht dieses Stadtgebiets nach-
haltig verändern werden. Die Münchner Volkshochschule – Stadtbereich 
Ost hat im vergangenen Sommer in Zusammenarbeit mit dem Referat 
für Stadtplanung und Bauordnung und dem Verein für Stadtteilkultur im 
Münchner Nordosten sechs Radtouren auf dem weiträumigen Gelände 
zwischen Johanneskirchen, Englschalking, Daglfing und Riem angeboten. 

http://www.muenchen.de/beschwerdestelle-altenpflege
http://www.muenchenticket.de
http://www.muenchen.de/eintaegige-erlebnisreisen


Rathaus Umschau
28.2.2023, Seite 6

Vertreter*innen des Referats für Stadtplanung und Bauordnung erläuterten 
dabei den aktuellen Planungsstand und anstehende Untersuchungen.
Am Mittwoch, 8. März, 19 Uhr, findet als Auftakt in die Saison 2023 eine 
digitale Radtour statt, bei der Resümee gezogen wird. Dabei werden neue 
Aspekte für die Planungen der Touren 2023 aufgenommen. Insbesondere 
erhalten auch Bürger*innen, die sich nicht aufs Rad schwingen konnten, 
die Gelegenheit, sich zu informieren. Vertreter*innen des Referats für 
Stadtplanung und Bauordnung sowie des Mobilitätsreferates nehmen 
sie mit auf die Online-Tour durch das Gebiet, erläutern den Stand der Pla-
nungen und beantworten Fragen. Die Moderation der Veranstaltung über-
nimmt der Leiter der Münchner Volkshochschule (mvhs) Stadtbereichszen-
trum Ost, Winfried Eckardt.
Die Veranstaltung (Kursnummer: Q123521) ist gebührenfrei, eine Anmel-
dung ist jedoch zwingend erforderlich. Telefonische Anmeldung unter 
48006-6750 (Montag/Dienstag 9 bis 13 Uhr und Mittwoch/Donnerstag 14 
19 Uhr). Online-Anmeldung unter www.mvhs.de. Benötigt werden PC, 
Laptop, Tablet oder Smartphone. Die Zugangsdaten werden von der MVHS 
rechtzeitig vor Kursbeginn per E-Mai zugesandt.
Ab Frühjahr 2023 sind dann wieder Radtouren im Planungsgebiet vorgese-
hen. Die Termine werden rechtzeitig über die Homepages der Münchner 
Volkshochschule und des Referates für Stadtplanung und Bauordnung un-
ter www.muenchen.de/nordosten mitgeteilt.

Stadtmuseum zeigt das Theaterstück „Armer Esel Alf“
(28.2.2023) Im Rahmen des KUCKUCK Theaterfestivals für Anfänge(r) zeigt 
das Münchner Stadtmuseum, St.-Jakobs-Platz 1, am Freitag, 3. März, von 
16 bis 16.30 Uhr das Theaterstück „Armer Esel Alf“. Das unter Kindern 
stets aktuelle Thema Gerechtigkeit und Ungerechtigkeit – ganz gleich ob 
unter Geschwisterkindern oder Sandkastenfreundschaften – steht im Zent-
rum dieser Geschichte.
Die Veranstaltung ist für Kinder ab 4 Jahren geeignet. Tickets für Erwach-
sene kosten 10, für Kinder 6 Euro und sind aktuell noch an der Theater-
kasse erhältlich.
Das Münchner Stadtmuseum verfügt über einen rollstuhlgerechten Zu-
gang und eine barrierefreie Toilette. Weitere Informationen des Münchner 
Stadtmuseums zur Zugangsregelung unter http://muenchner-stadtmu-
seum.de/information/aktuelle-besuchsregelungen. Weitere Informationen 
zum Theaterfestival unter kuckuckfestival.com.

http://www.mvhs.de
http://www.muenchen.de/nordosten
http://muenchner-stadtmuseum.de/information/aktuelle-besuchsregelungen
http://muenchner-stadtmuseum.de/information/aktuelle-besuchsregelungen
http://kuckuckfestival.com.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Dienstag, 28. Februar 2023

Unbeantwortete Anträge und Anfragen: Genaue Zahlen bitte!
Anfrage Stadträte Leo Agerer und Manuel Pretzl (Stadtratsfraktion der CSU 
mit FREIE WÄHLER) vom 12.1.2023

Wie effizient beantwortet der Stadtschulrat Fragen von Münchner El-
ternbeiräten städtischer Schulen?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Professor Dr. Jörg Hoffmann, Gabriele Neff, 
Richard Progl und Fritz Roth (FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion) vom 
28.6.2022

Lebensmittel-Rettung im Zuge der Novelle der GewAbfV: ein 
„Window-of-opportunity“ für den AWM und die Münchner Wirtschaft?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola Holtmann 
und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 29.11.2022
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Unbeantwortete Anträge und Anfragen: Genaue Zahlen bitte!
Anfrage Stadträte Leo Agerer und Manuel Pretzl (Stadtratsfraktion der CSU 
mit FREIE WÄHLER) vom 12.1.2023

Antwort Oberbürgermeister Dieter Reiter:

In Ihrer Anfrage führen Sie aus: 
„Anträge und Anfragen aus dem ehrenamtlichen Stadtrat werden durch 
die städtische Verwaltung immer wieder erst nach der eigentlich vorge-
schriebenen Frist beantwortet – meist noch in einem vertretbaren Rah-
men, manchmal aber auch mit teils jahrelanger Verspätung. In einigen 
dieser Fälle ist die verspätete Behandlung thematisch zu rechtfertigen, in 
vielen Fällen jedoch nicht. Nachdem die Corona-Pandemie zu einer not-
wendigen und berechtigten Verlängerung der Bearbeitungsfristen geführt 
hat, ist es nun, nach Ende dieser pandemiebedingten Sonderregelung, Zeit 
für eine Bestandsaufnahme.“

Zu den im Einzelnen gestellten Fragen kann ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Frage 1:
Wie viele der eingegangenen Anträge (zurückgehend bis in die Wahlpe-
riode 2008 - 2014) sind derzeit noch nicht beantwortet? Bitte getrennt 
aufführen nach den jeweiligen Referaten und den verschiedenen Wahlperi-
oden.

Antwort:
Der beiliegenden Tabelle können Sie die Zahlen der insgesamt gestellten 
und der noch offenen Anträge entnehmen.
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In der unteren Tabelle sind die offenen Anträge, getrennt nach Referaten, 
dargestellt. Für die aktuelle Wahlperiode ist zu beachten, dass ein Großteil 
der unbearbeiteten Anträge (484 von 699) noch in der geschäftsordnungs-
gemäßen Frist liegt. Die Zahlen wurden mit Stand 13.1.2023 ermittelt, d.h. 
alle Anträge, die nach dem 13.4.2022 (neun Monate Bearbeitungsfrist) ge-
stellt wurden, liegen noch in der regulären Bearbeitungsfrist. 



Rathaus Umschau
28.2.2023, Seite 10

Frage 2: 
Wie viele der eingegangenen Anfragen sind derzeit noch nicht beantwor-
tet? Bitte getrennt aufführen nach den jeweiligen Referaten und den ver-
schiedenen Wahlperioden.

Antwort:
Der beiliegenden Tabelle können Sie die Zahlen der insgesamt gestellten 
und der noch offenen Anfragen entnehmen.

In der unteren Tabelle sind die offenen Anfragen, getrennt nach Referaten, 
dargestellt. Für die aktuelle Wahlperiode ist zu beachten, dass ein Großteil 
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der noch unbearbeiteten Anfragen (43 von 113) in der geschäftsordnungs-
gemäßen Frist liegt. Die Zahlen wurden mit Stand 13.1.2023 ermittelt, d.h. 
alle Anfragen, die nach dem 21.10.2022 (zwölf Wochen Bearbeitungsdauer) 
gestellt wurden, liegen noch in der regulären Bearbeitungsfrist.

Frage 3:
Gibt es Fälle, in denen bei den einreichenden Stadträten nicht um entspre-
chende Fristverlängerung gebeten wurde?

Antwort:
Grundsätzlich sind die Fachreferate dazu verpflichtet, bei den Fraktionen 
und Stadtratsmitgliedern eine Fristverlängerung zu beantragen.

Der unten stehenden Tabelle können Sie entnehmen, bei wie vielen Anträ-
gen und Anfragen die geschäftsordnungsgemäße Frist bereits abgelaufen 
ist und auch keine Fristverlängerung bei den Antragsteller*innen beantragt 
wurde bzw. eine neue beantragt werden müsste.
Dabei ist zu beachten, dass das Direktorium die letzten Monate die Refe-
rate aufgrund der hohen Belastungssituation durch die Corona-Krise und 
den Ukraine-Krieg nicht mehr moniert hat. Ab 2.1.2023 moniert das Direk-
torium wieder Geschäftsordnungsverstöße bei den Bearbeitungsfristen 
der Anträge und Anfragen.
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Wie effizient beantwortet der Stadtschulrat Fragen von Münchner El-
ternbeiräten städtischer Schulen?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Professor Dr. Jörg Hoffmann, Gabriele Neff, 
Richard Progl und Fritz Roth (FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion) vom 
28.6.2022

Antwort Stadtschulrat Florian Kraus:

Ich nehme Bezug auf Ihre Anfrage vom 28.6.2022 und bitte zunächst um 
Entschuldigung für die aufgrund eines Büroversehens verspätete Antwort.

Sie haben Ihrer Anfrage folgenden Text vorausgeschickt:
„Uns wurde berichtet, dass bereits am 10.4.2021 beim Stadtschulrat ein 
Schreiben des Elternbeirates des städtischen Adolf-Weber-Gymnasiums 
einging, in welchem der besorgte Elternbeirat Fragen zum Thema eines 
Wechsels des Videokonferenzsystems für den Unterricht stellt. Auf diese 
Fragen ist, trotz wiederholter Kontaktversuche, nur eine Eingangsbestäti-
gung als Antwort des Stadtschulrates erfolgt – auch über ein Jahr später 
wartet der Elternbeirat immer noch auf die Beantwortung der Fragen. 
Wohlgemerkt handelt es sich bei den Fragenden nicht um einzelne Eltern, 
sondern um den Elternbeirat, der ein wichtiges Organ der Schulfamilie ist. 
Aus unserer Sicht muss ein Stadtschulrat für die Elternbeiräte ein erreich-
barer Ansprechpartner sein, der in angemessener Zeit reagiert.“

Zu den von Ihnen gestellten Fragen kann ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Die Anfrage des Elternbeirats wurde an eine private Mailadresse versen-
det, welche in Zusammenhang mit meiner – inzwischen – abgeschalteten 
privaten Homepage stand. Zuvor gab es leider mehrfach Probleme mit 
dem für die Homepage verantwortlichen IT-Dienstleister. Insbesondere 
funktionierte die E-Mail-Weiterleitung zuletzt nicht zufriedenstellend. Aus 
diesem Grund habe ich vom Anliegen des Elternbeirats keine Kenntnis 
bekommen. Erst nachdem das Anliegen erneut im Jahr 2022 an mich her-
angetragen wurde, konnte eine Bearbeitung erfolgen. Die Antwort an den 
Elternbeirat leite ich Ihnen auch zu.

Frage 1: 
Wie ist der Prozess bei einer Kontaktaufnahme eines Elternbeirats mit 
dem Schulreferat strukturiert? Wie wird gewährleistet, dass Anfragen zeit-
nah beantwortet werden und keine Anfrage verloren geht?
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Antwort: 
Täglich erreichen das Referat für Bildung und Sport auf unterschiedlichen 
Wegen eine Vielzahl von Anfragen. Sämtliche Anfragen, auch die von El-
ternbeiräten, welche zentral im Bereich der Referatsleitung eingehen, wer-
den zentral durch das Vorzimmer des Referenten erfasst und entsprechend 
dem inhaltlichen Schwerpunkt des Anliegens mit einer in der Regel zwei-
wöchigen Bearbeitungsfrist an den zuständigen Geschäftsbereich inner-
halb des Referats verteilt. Der Geschäftsbereich verfasst dann einen Ant-
wortentwurf und leitet diesen im Anschluss dem Büro der Referatsleitung 
zu. Nach Mitzeichnung des Büros der Referatsleitung, des Stadtdirektors 
und Unterschrift des Stadtschulrats wird die Antwort an die*den Anfra-
gesteller*in übermittelt. Das Controlling des Bearbeitungsprozesses wird 
dabei engmaschig durch das Vorzimmer des Stadtschulrats sichergestellt. 
Nicht fristgerecht eingereichte Antwortentwürfe werden stets moniert. Es 
kann jedoch (siehe Antwort zu Frage 3) immer wieder vorkommen, dass 
auf Grund von personellen Engpässen oder auf Grund der großen Komple-
xität eines Anliegens Fristverlängerungen benötigt werden.

Frage 2: 
Wie lange dauert die Beantwortung einer Anfrage eines Elternbeirats 
durch den Stadt-schulrat durchschnittlich?

Antwort: 
Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer einer Anfrage (Eingang der An-
frage bis Auslauf des Antwortschreibens) betrug im Referat für Bildung 
und Sport im Jahr 2022 26,62 Tage. Dies umfasst sowohl einfache Frage-
stellungen, welche oft innerhalb von wenigen Tagen beantwortet werden 
können als auch umfangreiche Fragenkataloge, die mehrwöchige Recher-
chearbeiten auslösen.

Frage 3: 
Warum müssen Elternbeiräte in städtischen Schulen so lange auf Antwor-
ten zu einfachen Fragen warten? Ist eine Prozessoptimierung geplant?

Antwort: 
Der Stadtschulrat und die Mitarbeiter*innen im Referat für Bildung und 
Sport sind stets um eine möglichst schnelle und sorgfältige Beantwortung 
aller Anfragen bemüht. Vor dem Hintergrund der aktuellen Herausforderun-
gen wie der Mehrbelastung durch die Corona-Pandemie und der aktuellen 
Situation in der Ukraine lassen sich Verzögerungen im Beantwortungspro-
zess leider nicht immer vermeiden. Vor allem während der Hochphasen 
der Coronapandemie erreichten das Referat für Bildung und Sport eine im-
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mense Anzahl an Anfragen zu diversen Themen im Schul- und Kitabereich 
im Hinblick auf den Umgang mit der Pandemie. Mein Haus hat, trotz aller 
zusätzlichen Belastungen, welche in der Zeit der Pandemie und aktuell 
durch den Krieg in der Ukraine gegeben sind, stets alle Anfragen aus Po-
litik, Verbänden, Gesellschaft und selbstverständlich auch aller Einrichtun-
gen so schnell es ging beantwortet. Der Stadtrat hat der Mehrbelastung 
der Verwaltung durch eine vorübergehend verlängerte Bearbeitungsfrist 
von Stadtratsanträgen (neun statt sechs Monate) sowie Stadtratsanfragen 
(12 statt sechs Wochen) mit Beschluss vom 27.4.2022 Rechnung getragen. 
Um einen möglichst reibungslosen Bearbeitungsprozess zu gewährleisten, 
werden interne Prozesse sowohl von der Referatsleitung als auch von den 
Geschäftsbereichen fortlaufend kritisch hinterfragt und ggf. angepasst.

Frage 4: 
Wie viele unbeantwortete Fragen und Kontaktaufnahmen liegen derzeit im 
Schulreferat?

Antwort: 
Im Referat für Bildung und Sport geht über verschiedenste Kanäle fortlau-
fend eine Vielzahl an Anfragen und Kontaktaufnahmen ein, deren Beant-
wortung teilweise von den Geschäftsbereichen direkt ohne Einbeziehung 
der Referatsleitung erfolgt. Die Anzahl an unbeantworteten Fragen und 
Kontaktaufnahmen kann daher nicht seriös beziffert werden.

Frage 5: 
Fühlt sich der Stadtschulrat über die Problematiken an den 356 Münchner 
Schulen ausreichend informiert?

Antwort: 
Ja.

Frage 6: 
Benötigen andere Referate ähnlich lange zur Beantwortung von Fragen aus 
der Bevölkerung?

Antwort: 
Dem Referat für Bildung und Sport liegen hierzu keine Erkenntnisse vor. Al-
lerdings wird davon ausgegangen, dass die anderen Referate ebenfalls ihr 
Bestes geben, Anfragen schnell und zuverlässig zu beantworten.

Die Anlage kann unter dem Link https://risi.muenchen.de/risi/doku-
ment/v/7606417 abgerufen werden.
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Lebensmittel-Rettung im Zuge der Novelle der GewAbfV: ein 
„Window-of-opportunity“ für den AWM und die Münchner Wirtschaft?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola Holtmann 
und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 29.11.2022

Antwort Kommunalreferentin Kristina Frank:

Mit Ihrer Anfrage teilen Sie mit, dass der Umgang mit gewerblich anfallen-
den verpackten Bioabfällen in § 4a GewAbfV ab dem 1.5.2023 neu geregelt 
wird. Diese Neuregelung entspreche den Anforderungen, die für Privat-
haushalte bereits seit 30 Jahren gelten. Davon betroffen seien unverkäufli-
che Lebensmittel, die vor der Entsorgung in die Abfall-Fraktionen Bioabfall 
und Verpackung getrennt werden müssten.

In Ihrer Anfrage führen Sie aus, dass sich durch die Novelle eine große 
Chance für Abfallvermeidung und Lebensmittelrettung ergeben würde, 
da überlagerte Lebensmittel in Zukunft ausgepackt, ausgeleert und nach 
Abfall-Fraktionen getrennt gelagert werden müssten. Dies würde mit um-
fangreichen zusätzlichen Dokumentationspflichten einhergehen, bevor die 
Lebensmittel der getrennten Entsorgung zugeführt werden könnten. Sie 
erläutern in Ihrer Anfrage, dass aufgrund des hohen technischen und wirt-
schaftlichen Aufwands das Gewerbe bisher von Bioabfall-Trennung ausge-
nommen worden sei. Die überlagerten Lebensmittel könnten stattdessen 
der Lebensmittel-Rettung zur Verfügung gestellt werden und mithilfe der 
digitalen Nachverfolgung des MHD könnten so gute Lebensmittel rechtzei-
tig weitergegeben werden.
Sie fordern in Ihrem Antrag die Landeshauptstadt München dazu auf, 
das „Window-of-opportunity“ für den Abfallwirtschaftsbetrieb München 
(AWM) und die Wirtschaft zu nutzen, bevor das Fenster sich schließt.
Die zuständigen Fachdienststellen wurden vom AWM um eine Stellung-
nahme gebeten.

Das Referat für Klima und Umweltschutz (RKU) bezieht allgemein zur An-
frage Stellung:
„Die Gewerbeabfallverordnung des Bundes beinhaltet im Wesentlichen 
keine absoluten Ge- und Verbote, sondern lediglich eine sog. Pflichtenkas-
kade, die auf jeder Stufe eine dezidierte Einzelfallprüfung und lückenlose 
Dokumentation erfordert. So gilt die Verpflichtung, Abfälle am Anfallort 
getrennt zu erfassen, die ab 1.5.2023 auch die in der Anfrage angespro-
chene Pflicht zur gesonderten Erfassung unverpackter und verpackter 
Lebensmittelabfälle und deren Verpackungsentfrachtung beinhaltet, nicht, 
wenn dies technisch unmöglich oder wirtschaftlich unzumutbar ist. Ein 
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Fall technischer Unmöglichkeit im rechtlichen Sinne liegt zum Beispiel 
bei beengten Platzverhältnissen in Innenstadtlagen oder an öffentlich zu-
gänglichen Anfallstellen vor. Fälle wirtschaftlicher Unzumutbarkeit müssen 
mit dezidierten Vergleichsberechnungen unterlegt werden. Konsequenz 
technischer Unmöglichkeit oder wirtschaftlicher Unzumutbarkeit ist, dass 
die Abfälle weiterhin gemischt erfasst werden dürfen und erst im weiteren 
Verlauf einer Aufbereitungsanlage zuzuführen sind, wobei auch für diese 
Verpflichtung wiederum diverse Ausnahmeregelungen bestehen. 
Hieraus wird deutlich, dass keine pauschalen Aussagen zu den konkreten 
Verpflichtungen der Abfallerzeuger möglich sind, sondern eingehende Prü-
fungen des jeweiligen Einzelfalls zu erfolgen haben.“

Ergänzend dazu möchten wir Folgendes mitteilen:

Bereits vor der Novellierung der GewAbfV bestand für alle Gewerbebe-
triebe die Verpflichtung, Bioabfälle nach § 3 Abs. 7 KrWG getrennt von an-
deren Abfällen zu erfassen und einer Verwertung zuzuführen. 

In der LAGA M 34 (Vollzugshinweise der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft 
Abfall) vom 11.2.2019 und im BDE-Leitfaden zur Gewerbeabfallverord-
nung Stand 20.12.2019 wurde ein Entpacken der Bioabfälle zur besseren 
Verwertbarkeit der Bioabfälle empfohlen, wobei auf Ausnahmen bei tech-
nischer oder wirtschaftlicher Unmöglichkeit – wie vom RKU ausgeführt – 
hingewiesen wurde.

Die Novellierung erfolgt nun zur Verdeutlichung des Willens des Gesetzge-
bers und zur Anpassung an die Vollzugspraxis.

Sie bitten in diesem Zusammenhang um die Beantwortung der folgenden 
Fragen:

Frage 1:
Werden bereits Gespräche mit der Wirtschaft geführt, wie die Novellierung 
der Gewerbeabfallverordnung umgesetzt wird? Wenn ja, wer ist derzeit an 
den Gesprächen beteiligt?

Antwort:
Im Rahmen der personellen Möglichkeiten des RKU als Abfallrechtsbe-
hörde erfolgen individuelle Firmenberatungen. Der AWM weist in seinem 
Informationsmaterial auf die gesetzlichen Verpflichtungen hin.
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Frage 2:
Ist der LH München bekannt, wie viele Unternehmen betroffen sind und 
wie hoch das Aufkommen von verpacktem Bio-Abfall ist?

Antwort:
Weder dem AWM noch dem RKU liegen gesicherte Erkenntnisse zum Auf-
kommen an verpacktem Bioabfall vor. Bioabfälle sind nach den abfallrechtli-
chen Bestimmungen des Bundes nicht gefährliche Abfälle und unterliegen 
daher nicht der Nachweispflicht. Betroffen wären sämtliche Supermärkte, 
Lebensmittel verarbeitende/verkaufende Betriebe (z.B. Kioske, Tankstellen 
und Sonstige).

Frage 3:
Wie werden Unternehmen, die Lebensmittel-Rettung betreiben, von der 
LH München und/ oder dem AWM unterstützt? Beispielsweise finanzielle 
Unterstützung oder Vernetzung mit Gewerbetreibenden, die regelmäßig 
Lebensmittel entsorgen müssen.

Antwort:
Im vom Stadtrat verabschiedeten Zero-Waste-Konzept (Sitzungsvorlage Nr. 
20-26/V 06600) wurden Maßnahmen zum Thema Lebensmittelverschwen-
dung verabschiedet, deren Zielgruppe die Münchner Bürger*innen sind. 
Sobald die Zero Waste-Fachstelle voraussichtlich 2023 im Kommunalrefe-
rat eingerichtet ist, sollen unter anderem die Maßnahmen zum „Vorgehen 
gegen Lebensmittelverwendung nach dem Vorbild der AEZ Supermärkte“ 
sowie eine „Kommunikationskampagne zum Thema Mindesthaltbarkeits-
datum“ umgesetzt werden.

Das Referat für Arbeit und Wirtschaft (RAW) führt wie folgt dazu aus:
„Im Rahmen eines Termins unserer Informationsveranstaltungsreihe ‚Das 
klimaneutrale Unternehmen‘ wird das Referat für Arbeit und Wirtschaft 
2023 das Thema Circular Economy/Zero Waste behandeln. Dabei wird in 
Kooperation mit dem AWM auch die Novellierung der Gewerbeabfallver-
ordnung vorgestellt.

Zudem wird im Projekt ‚ÖKOPROFIT‘, das gemeinsam vom Referat für 
Klima- und Umweltschutz sowie dem Referat für Arbeit und Wirtschaft 
getragen wird, regelmäßig im Themenfeld ‚Abfallvermeidung‘ auf die No-
vellierung der Gewerbeabfallverordnung eingegangen. Dies wird auch im 
Projekt ÖKOPROFIT München 2023/24, das turnusmäßig im Frühsommer 
2023 startet, der Fall sein. Bereits in der Vergangenheit wurden im ÖKO-
PROFIT-Abfallvermeidungs-Workshop den teilnehmenden Betrieben Infor-
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mationen von Lebensmittelretter*innen und auch entsprechende digitale 
Möglichkeiten wie z.B. App-Anwendungen an die Hand gegeben.“

Frage 4:
Wie und von wem wird die Umsetzung der Gesetzesnovelle kontrolliert?

Antwort:
Das RKU beantwortet diese Frage wie folgt:
„Zuständig hierfür ist das RKU als Untere Abfallrechtsbehörde. Im Rahmen 
der personellen Möglichkeiten des RKU erfolgen individuelle Firmenbe-
ratungen, Auswertungen von Dokumentationen sowie Vor-Ort-Kontrollen. 
Um den Vollzug intensivieren zu können, wurden dem RKU mit Beschluss 
vom 30.11.2022 (Sitzungsvorlage Nr. 20-26/V 07622) zusätzliche Stellen be-
willigt. Es gilt nunmehr, diese Stellen zügig einzurichten und zu besetzen.“

Frage 5:
Ist es möglich, kurzfristig eine Informations- und Vernetzungsveranstal-
tung zwischen den involvierten städtischen Referaten, der Wirtschaft, dem 
AWM und der Lebensmittel-Rettung zu organisieren, um bei einer Win-
Win-Win-Lösung zu unterstützen, bevor neue Entsorgungs-Prozesse sei-
tens der Wirtschaft eingeführt werden?

Antwort:
Siehe Antwort auf Frage 3.

Das RKU beantwortet diese Frage ergänzend wie folgt:
„Wie bereits ausgeführt bedarf es im Vollzug der Gewerbeabfallverordnung 
individueller Lösungsansätze. Die Durchführung von ‚Groß- oder Sammel-
veranstaltungen‘ wäre daher nicht zielführend.“
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Anträge und Anfragen  
aus dem Stadtrat 
Dienstag, 28. Februar 2023 
 
 
Beratungsangebot Casa Papa – Väterberatung und Väterwoh-
nen mit Übernachtungsmöglichkeit für die eigenen Kinder – 
sicherstellen 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Beppo Brem, Nimet Gökmenoglu, Ma-
rion Lüttig, Clara Nitsche, Sebastian Weisenburger (Fraktion Die 
Grünen – Rosa Liste) und Barbara Likus, Christian Müller, Lena 
Odell (SPD/Volt-Fraktion) 
 
Senior*innenpolitik für die Zukunft (1) 
München schreibt sein seniorenpolitisches Gesamtkonzept 
fort 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Anja Berger, Beppo Brem, Nimet 
Gökmenoglu, Sofie Langmeier, Marion Lüttig, Clara Nitsche, Bernd 
Schreyer, Christian Smolka (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste) und 
Roland Hefter, Anne Hübner, Christian Köning, Barbara Likus, 
Christian Müller, Cumali Naz (SPD/Volt-Fraktion) 
 
Senior*innenpolitik für die Zukunft (2) 
München wird Mitglied im Netzwerk „Age friendly Communi-
ties“ 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Anja Berger, Beppo Brem, Nimet 
Gökmenoglu, Sofie Langmeier, Marion Lüttig, Clara Nitsche, Bernd 
Schreyer, Christian Smolka (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste) und 
Roland Hefter, Anne Hübner, Christian Köning, Barbara Likus, 
Christian Müller, Cumali Naz (SPD/Volt-Fraktion) 
 
Senior*innenpolitik für die Zukunft (3) 
Unterstützung für Senior*innen ausbauen, die in ihrer eigenen 
Wohnung leben 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Anja Berger, Beppo Brem, Nimet 
Gökmenoglu, Sofie Langmeier, Marion Lüttig, Clara Nitsche, Bernd 
Schreyer, Christian Smolka (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste) und 
Roland Hefter, Anne Hübner, Christian Köning, Barbara Likus, 
Christian Müller, Cumali Naz (SPD/Volt-Fraktion) 
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Senior*innenpolitik für die Zukunft (4) 
Bewohner*innen in Alten- und Pflegeheimen in Hitzeperioden 
ausreichend schützen 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Anja Berger, Beppo Brem, Nimet 
Gökmenoglu, Sofie Langmeier, Marion Lüttig, Clara Nitsche, Bernd 
Schreyer, Christian Smolka (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste) und 
Roland Hefter, Anne Hübner, Christian Köning, Barbara Likus, 
Christian Müller, Cumali Naz (SPD/Volt-Fraktion) 
 
Senior*innenwohnen der Zukunft: 
Die Stadt priorisiert alle Formen des Senior*innenwohnens 
und nutzt eigene Flächen entsprechend 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Roland Hefter, Anne Hübner, Christian 
Köning, Barbara Likus, Christian Müller, Cumali Naz (SPD/Volt-
Fraktion) und Anja Berger, Beppo Brem, Nimet Gökmenoglu, Sofie 
Langmeier, Marion Lüttig, Clara Nitsche, Bernd Schreyer, Christian 
Smolka (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste) 
 
Mehr Sicherheit für Fußgänger:innen und Passant:innen – 
Frontalparkplätze in der Meindlstraße umgestalten 
Antrag Stadträtin Sonja Haider (Fraktion ÖDP/München-Liste) 
 
Preise für Strom an SWM-Ladesäulen und Neukundenpreis – 
Erratische Preisfindung bei den Stadtwerken oder perfider 
Marketingtrick? 
Dringlichkeitsantrag Stadtrats-Mitglieder Professor Dr. Jörg Hoff-
mann, Gabriele Neff, Richard Progl und Fritz Roth (FDP 
BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion) 
 
Busbahnhof Studentenstadt auf dem P&R-Parkplatz – Umstei-
gehalt mit kurzen Wegen 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Professor Dr. Jörg Hoffmann, Gabriele 
Neff, Richard Progl und Fritz Roth (FDP BAYERNPARTEI Stadtrats-
fraktion) 
 
Keine Kündigungen durch städtische Wohnbaugesellschaften 
zugunsten von Flüchtlingen 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Daniel Stanke, Markus Walbrunn und 
Iris Wassill (AfD) 
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Beratungsangebot Casa Papa - Väterberatung und Väterwohnen mit 
Übernachtungsmöglichkeit für die eigenen Kinder – sicherstellen  
 
Antrag 
 
Das Sozialreferat wird aufgefordert, den Weiterbetrieb von „Casa Papa – 
Väterberatung und Väterwohnen“ für 2023 und darüber hinaus sicherzustellen, um 
weiterhin Vätern in einer Trennungssituation mit kleinen oder schulpflichtigen 
Kindern, einen Wohn- und Begegnungsraum in München zu bieten. Die hierfür 
nötigen Mittel für 2023 werden im Nachtragshaushalt bereitgestellt, und ab 2024 
dauerhaft im Haushalt verankert. 
 
Begründung: 
 
Casa Papa ist eines der ersten Wohnprojekte für Trennungsväter bundesweit. Seit 3 
Jahren ermöglicht Casa Papa Vätern in Trennungssituationen ihre Kinder zu sehen 
und bietet darüber hinaus eine Wohngemeinschaft mit anderen Vätern an. Casa 
Papa hat in diesen Jahren bei über 270 Beratungen vertiefte Kompetenzen und 
Erfahrungen gewinnen können, die den Vätern und Kinder zugutekommen. Das 
einzigartige Projekt soll auch 2023 und darüber hinaus fortgeführt werden können, 
um die spezifischen Bedarfe von Trennungsvätern abzudecken und die 
Geschlechtergerechtigkeit an dieser Stelle zu stärken.   
 
Fraktion Die Grünen – Rosa Liste  SPD/Volt-Fraktion 
Initiative:  
Marion Lüttig Lena Odell 
Sebastian Weisenburger Barbara Likus 
Nimet Gökmenoğlu Christian Müller 
Clara Nitsche 
Beppo Brem 
 

 
Mitglieder des Stadtrates 

Mitglieder des Stadtrates  
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Senior*innenpolitik für die Zukunft (1) 
München schreibt sein seniorenpolitisches Gesamtkonzept fort 
 
 
Antrag 
 
Die Stadtverwaltung wird gebeten, das letztmals 2012 veröffentlichte seniorenpolitische 
Gesamtkonzept fortzuschreiben, und die umfassenden Angebote und Maßnahmen für 
Münchner Senior*innen im Rahmen von klar definierten Zielen und Handlungsfeldern 
darzustellen und um notwendige neue Aspekte zu ergänzen.  
 
Dabei ist das gesamte Leistungsspektrum für Münchner Senior*innen aufzuzeigen und die 
frei-gemeinnützigen Träger, der Seniorenbeirat sowie weitere relevante Expert*innen sind 
bei der Erstellung frühzeitig einzubinden. 
 
Um die Skalierung und Übertragbarkeit neuer innovativer und nachhaltiger Projekte in 
andere Quartiere der Stadt bei Bedarf zu ermöglichen, soll eine Übersicht über aktuelle und 
mittelfristig geplante Maßnahmen entstehen.  
 
Das Gesamtkonzept soll künftig in regelmäßigen Abständen überprüft und fortgeschrieben 
werden. Dem Stadtrat wird mit dem Konzept ein Vorschlag unterbreitet, wie dies bestmöglich 
erfolgen kann.  
 
Im Rahmen dieses Gesamtkonzeptes wird die Stadtverwaltung auch beauftragt, eine 
Strategie zur Förderung, Teilhabe und Chancengleichheit älterer Migrant*innen zu erarbeiten 
und entsprechend darzustellen.  
 
 
Begründung: 
 
Die Landeshauptstadt München hat letztmalig im Jahr 2012, also vor mehr als 10 Jahren, ein 
derartiges Konzept vorgelegt. Eine Neuauflage ist nach einem Jahrzehnt mehr als sinnvoll; 
zumal die Stadt seither von starken Veränderungen geprägt wurde, vielfältige Krisen 
meistern musste und auch demografische Veränderungen immer stärker spürbar werden.  
In einem solchen Plan werden langfristige Entwicklungsziele in der Altenhilfe festgelegt, es 
wird auf einzelne, kritische Teilräume eingegangen und Handlungsfelder werden klar 
definiert und benannt.  



 
Wenn derzeit neue Projekte auf den Weg gebracht oder bestehende Maßnahmen fortgeführt 
werden, wirken diese mitunter wie singuläre Maßnahmen, obwohl sie in der Regel 
übergeordneten Zielen dienen. Ein seniorenpolitisches Gesamtkonzept kann hier Klarheit 
schaffen und die großen Anstrengungen deutlicher herausstellen. Es kann aber auch in 
Zeiten knapper finanzieller Ressourcen einen klaren Rahmen für die Schwerpunktsetzung in 
der Altenhilfe geben. Die Ergebnisse der groß angelegten Untersuchung „Älter werden in 
München“ aus dem Jahr 2015 enthalten wichtige Informationen, in Einzelpunkten auch 
teilräumliche Ergebnisse, die für dieses Gesamtkonzept genutzt werden können. 
 
Die Landeshauptstadt München unternimmt bereits viel, um die Lebensqualität älterer 
Menschen mit und ohne Migrationsgeschichte zu erhalten und zu verbessern. Aber auch 
Gutes kann noch besser werden, dies macht ein Forderungskatalog deutlich, der im 
November 2022 im Rahmen einer Veranstaltung der ARGE Freie und des Migrationsbeirates 
vorgestellt wurde. Erarbeitet wurden die Forderungen vom Arbeitskreis Interkulturelle 
Altenarbeit der Arbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege München (ARGE Freie) in 
Zusammenarbeit mit dem Migrationsbeirat München. Unterstützt wurden sie dabei von 
verschiedenen Expert*innen und Vertreter*innen der Zivilgesellschaft. Sie zeigen umfassend 
auf, welche Schritte notwendig sind, um die Situation älterer Migrant*innen weiter zu 
verbessern. Der Forderungskatalog umfasst alle relevanten Lebensbereiche von älteren 
Migrant*innen und enthält somit ebenfalls Anregungen, die im Rahmen des Gesamtkonzepts 
genutzt werden können und sich wiederspiegeln sollen.  
 
 
 
 
 
 
Fraktion Die Grünen – Rosa Liste  SPD/Volt-Fraktion 
Initiative:  
Sofie Langmeier 
Clara Nitsche 
Bernd Schreyer 
Anja Berger 
Nimet Gökmenoğlu 
Marion Lüttig 
Christian Smolka 
Beppo Brem  
 
Mitglieder des Stadtrats 
 

Anne Hübner  
Christian Köning 
Christian Müller 
Cumali Naz 
Roland Hefter 
Barbara Likus 
 
Mitglieder des Stadtrats 
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Senior*innenpolitik für die Zukunft (2) 
München wird Mitglied im Netzwerk „Age friendly Communities“ 
 
 
Antrag 
München wird Mitglied im Netzwerk „Age friendly Communities“ (AfC) und damit Teil einer 
Gemeinschaft, die auf eine Initiative der Weltgesundheitsorganisation (WHO) zurückgeht und 
weltweit Kommunen vernetzt, die eine altersfreundliche Stadt anstreben und voneinander 
lernen wollen.  
 
 
Begründung: 
 
München hat in den vergangenen Jahren immer wieder innovative Projekte und Initiativen für 
Senior*innen auf den Weg gebracht, beispielhaft seien hier die Alten- und Servicezentren 
genannt, die Bezirkssozialarbeit 60+, Senioren-Streetwork und „Wohnen im Viertel“. Der 
öffentliche Nahverkehr soll barrierefrei werden und es wird in Gesundheitsfürsorge für alte 
Menschen investiert. Weiter wurde ein ehrgeiziges Programm aufgelegt, um für alte 
Menschen ausreichend bezahlbaren Wohnraum außerhalb stationärer Einrichtungen zu 
schaffen und es gibt eine Fußverkehrsstrategie. Doch auch München steht in den nächsten 
Jahren vor großen Herausforderungen, etwa wenn die Generation der „Babyboomer“ ins 
Senior*innenalter kommt.  
 
Den Mitgliedern der AfC geht es um einen länderübergreifenden Austausch, darum 
voneinander zu lernen, nicht nur theoretisch, sondern ganz konkret anhand von Beispielen 
aus der Praxis, seien es positive oder negative. So können die Mitgliedskommunen 
beispielsweise konkrete Maßnahmen in einer Datenbank hochladen, die untereinander 
einsehbar ist. Frei nach dem Motto: Aus Erfahrungen voneinander lernen! 
München kann dieses Netzwerk mit positiven Impulsen bereichern und gleichzeitig wertvolle 
Anregungen gewinnen, die zukünftig helfen, die Lebensqualität von Senior*innen zu sichern 
und zu steigern.  
 
Gleichzeitig bietet sich damit eine gute Möglichkeit die engagierte Stadtpolitik für 
Senior*innen öffentlichkeitswirksam zu präsentieren. Und last but not least: München 
bekommt ein internationales Label einer angesehenen Organisation, das die Anstrengungen 
der Landeshauptstadt anerkennt und zusätzlich aufwertet.  
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Herrn 
Oberbürgermeister 
Dieter Reiter 

Rathaus 
 

München, 28.02.2023 
 
Senior*innenpolitik für die Zukunft (3) 
Unterstützung für Senior*innen ausbauen, die in ihrer eigenen Wohnung leben 
 
 
Antrag 
 
Das Stadtverwaltung wird gebeten, darzustellen, wie bestehende Angebote für ältere 
Menschen, die in einer eigenen Wohnung leben, ausgebaut werden können bzw. 
weiterzuentwickeln sind. Dies betrifft insbesondere folgende Bereiche:  
 

 Unterstützung im hauswirtschaftlichen Bereich, auch bei vermeintlichen Kleinigkeiten 
wie Einkaufen oder Betten beziehen 

 Angebote zu gemeinschaftlichem Zusammensein, Geselligkeit, Begleitung für 
Spaziergänge oder Alltagsbegleitung  

 Angebote zum Erhalt der Gesundheit oder  
 Beratung zur Inanspruchnahme von Leistungen der Pflegeversicherung 

 
Die Bearbeitung dieses Antrags kann im Rahmen der Fortschreibung des 
Seniorenpolitischen Gesamtkonzepts erfolgen. 
 
Dabei soll auch geprüft werden, welche erfolgreichen Projekte anderer Kommunen Vorbild 
für München sein können – als Beispiel sei das das Modell Quartierspflege1 in Leipzig 
genannt –, welche Anregungen sich aus dem 8. Altenbericht „Ältere Menschen und 
Digitalisierung“ des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ)2 ableiten lassen oder wie Modelle wie Hausbesuche von Gesundheits- und 
Kinderkrankenschwester und der Einsatz von Community Health Nurses auf die die 
Senior*innenarbeit übertragen werden können.  
 
In einem zweiten Schritt soll dargestellt werden, ob und wie Modelle wie Hausbesuche von 
Gesundheits- und Kinderkrankenschwestern oder der Einsatz von Community Health Nurses 
auf die die Senior*innenarbeit übertragen werden können.  

 
1 https://www.xn--gemeinsinn-strken-2qb.de/quartierpflege  
 
2 https://www.bmfsfj.de/resource/blob/159916/9f488c2a406ccc42cb1a694944230c96/achter-
altersbericht-bundestagsdrucksache-data.pdf 
 



 
Begründung: 
 
Laut BMFSFJ leben 90 Prozent der älteren Menschen in einer standardmäßig 
ausgestatteten Wohnung und fast alle wollen in der vertrauten Wohnumgebung bleiben – 
auch, wenn sie auf Hilfe und Pflege angewiesen sind3. Im Alltag stehen aber viele von ihnen 
aber nicht erst dann vor einer großen Herausforderung, wenn sie Pflege brauchen. Sie 
beginnen wesentlich früher, etwa wenn sie Unterstützung im Haushalt brauchen oder sich 
nicht mehr zutrauen, sich allein sicher im öffentlichen Raum zu bewegen. 
 
Welche Innovationskraft München in Bezug auf die Unterstützung dieser Senior*innen hat, 
macht die stetige Weiterentwicklung der Alten- und Servicezentren deutlich, aber auch 
Angebote wie Wohnen im Viertel oder Bewegungsbegleiter. Sie tragen dazu bei, dass viele 
ältere Menschen selbständig und selbstbestimmt in ihrer eigenen Häuslichkeit leben können. 
Aber auch was bereits gut ist, kann noch besser machen. So gilt es, das bestehende 
Angebot auszubauen, weiterzuentwickeln und durch Innovationen zu ergänzen. Nur so 
können wir angesichts demografischer und gesellschaftlicher Entwicklungen Senior*innen in 
ihrer selbstständigen Lebensführung und bei der gesellschaftlichen Teilhabe zu unterstützen.  
 
Hier kann die Stadt von der hohen fachlichen Kompetenz ihrer Expert*innen in der 
Verwaltung profitieren, die eigene Ideen entwickeln und dabei auch auf die Erfahrungen 
anderer Kommunen heranziehen und auf München übertragbar machen. Auch hierfür ist 
eine Mitgliedschaft im internationalen Netzwerk Age friendly Cities (AfC) hilfreich und ein 
seniorenpolitisches Gesamtkonzept verhindert eine unübersichtliche Zersplitterung des 
Angebotes.  
 
 
 
 
Fraktion Die Grünen – Rosa Liste  SPD/Volt-Fraktion 
Initiative:  
Sofie Langmeier 
Clara Nitsche 
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Christian Köning 

Bernd Schreyer Christian Müller 
Anja Berger Cumali Naz 
Nimet Gökmenoğlu 
Marion Lüttig 
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Mitglieder des Stadtrats  
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3 https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/aeltere-menschen/hilfe-und-pflege/zuhause-im-alter-75580 
 



 
 
Herrn 
Oberbürgermeister 
Dieter Reiter 

Rathaus 
 

München, 28.02.2023 
 
Senior*innenpolitik für die Zukunft (4) 
Bewohner*innen in Alten- und Pflegeheimen in Hitzeperioden ausreichend schützen  
 
 
Antrag 
 
Das Sozialreferat wird gebeten im Rahmen des Marktberichts Pflege einmalig abzufragen, 
welche Maßnahmen die Einrichtungen der stationären Altenhilfe in Bezug auf Hitzeschutz 
durchführen. Dies erfolgt in Hinblick auf 
 

 technischen Hitzeschutz, 
 Maßnahmen in Pflege und Betreuung sowie 
 darauf, ob Maßnahmen im Rahmen eines Hitzeschutzkonzeptes durchgeführt werden 

oder jeweils Einzelentscheidungen getroffen werden.  

 
 
Begründung: 
 
München musste in den letzten Jahren zahlreiche Hitzeperioden und -rekorde erleben und 
auch vermehrt sog. Tropennächte. Angesichts des Klimawandels müssen wir von einer 
zunehmenden Erhitzung der Stadt in den Sommermonaten ausgehen und uns auf hohe 
Temperaturen in den Innenräumen einstellen. 
 
Für ältere und pflegebedürftige Menschen stellt diese Hitze eine extreme Belastung dar, da 
sie sich deutlich schlechter als junge und gesunde Menschen an diese Temperaturen 
anpassen bzw. gewöhnen können. Hohe Temperaturen am Tag und sog. Tropennächte 
können für sie sogar lebensbedrohlich werden und die Zahl der Hitzetoten dadurch weiter 
steigern.  
 
Es ist daher geboten, in den Einrichtungen der Altenhilfe ausreichend Schutzmaßnahmen zu 
ergreifen und Pflegekonzepte entsprechend anzupassen. Die Fragestellung innerhalb des 
Marktberichtes soll Auskunft geben, wie und in welchem Maße die Einrichtungen bereits 
solche Maßnahmen durchführen und aufzeigen, wo es in diesem Zusammenhang weitere 
Bedarfe gibt 
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Herrn 
Oberbürgermeister 
Dieter Reiter 

Rathaus 
 

München, 28.02.2023 
 
 
Senior*innenwohnen der Zukunft:  

Die Stadt priorisiert alle Formen des Senior*innenwohnens und nutzt eigene 
Flächen entsprechend 

 

Antrag 
 
Das Sozialreferat und das Planungsreferat werden gemeinsam gebeten, bei 
aktuellen und künftigen Planungen für städtische Grundstücke Wohnen für 
Senior*innen klarer zu priorisieren. Dabei sind neben den klassischen Formen des 
Seniorenwohnens auch konzeptionell neuere, gemischte Wohnformen (u.a. 
Mehrgenerationenhäuser, Wohnen für Hilfe) zu planen. 
 
So sollen alle Planungen für stationäre Alten- und Pflegeheime auf städtischen 
Flächen kritisch auf ihre Notwendigkeit hin überprüft und wo immer möglich in 
Wohnprojekte (auch betreutes Wohnen), ggf. mit angeschlossenem ambulantem 
Pflegedienst oder anderen Unterstützungsgeboten wie Tages- und/oder Nachtpflege 
umgewidmet werden. Dies betrifft insbesondere auch das geplante Pflegeheim in 
Freiham und die beiden Wohnheime der Münchenstift, die bald saniert werden 
müssen. 
 
Dem Stadtrat ist zeitnah zu berichten, welche Wohnprojekte für ältere Menschen 
aktuell geplant sind und welche durch Umplanungen zusätzlich ermöglicht werden 
können. Die gesamte Programmatik unterliegt höchster Dringlichkeit. 
 
Begründung 
 
Viele ältere Menschen suchen dringend barrierefreien und bezahlbaren Wohnraum in 
ihrem vertrauten Umfeld, in dem sie weiter selbstbestimmt und eigenständig leben 
können. Für sie gibt es ein zu geringes Angebot. Deshalb wurde 2020 das Programm 
Senior*innenwohnen der Zukunft aufgelegt. Dieses muss auch zu Ergebnissen 
führen. Angesichts immer geringerer Verweildauern und permanent aufgrund von 
Personalengpässen nicht belegbaren mehreren hundert Plätzen in den stationären 
Pflegeheimen muss überprüft werden, ob die Schaffung von weiteren 1000 
Pflegeplätzen bis 2030 zielführend ist. Alle Planungen in diese Richtung sind deshalb 
zu überprüfen, und dem Stadtrat in einer revidierten Konzeption vorzulegen.  



 
 
 
 

 
Der Wunsch nach eigenständigem Wohnen im Alter, möglichst im vertrauten 
Stadtbezirk, ist bei städtischen Planungen künftig deutlich höher zu gewichten als der 
nach einem Pflegeplatz direkt in der Nähe der alten Wohnung. Dies umso mehr, als 
München bereits über 57 Alten- und Pflegeheime verfügt, die alle gut erreichbar sind. 
Nicht jedes neue Stadtviertel braucht deshalb ein eigenes Heim. Aber jeder ältere 
Mensch soll möglichst lange eigenständig in einem angemessenen und bezahlbaren 
Zuhause wohnen können. 
 
 
gez. 
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Fraktion Ökologisch-Demokratische Partei/München-Liste des Stadtrates 
der Landeshauptstadt München (Fraktion ÖDP/München-Liste) 

Rathaus, Marienplatz 8 ● Zimmer 116 -118 ● 80331 München 
● E-Mail: oedp-ml-fraktion@muechen.de  

● Telefon: 089 / 233 - 26922  

 
An den Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München 
Herrn Dieter Reiter 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 
 
 München, 28.02.2023 
Antrag: 
Mehr Sicherheit für Fußgänger:innen und Passant:innen– 
Frontalparkplätze in der Meindlstraße umgestalten 
 

Die Frontalparkplätze in der Meindlstraße (Sendling) werden vor allem vor der Grundschule, 
der Bäckerei und der Gaststätte entfernt und durch Fahrradabstellanlagen und u.U. durch 
Parallelparkplätze ersetzt. Außerdem soll geprüft werden, ob durch die Umgestaltung Raum 
für weitere Bäume geschafft werden könnte. 

Dem Stadtrat und dem örtlichen Bezirksausschuss wird eine Vorlage zur Umgestaltung des 
öffentlichen Verkehrsraum in der Meindlstraße vorgestellt. 

 

Begründung: 

In der Meindlstraße ist es Anfang Februar zu einem schweren Unfall gekommen1, da ein 
frontalparkender SUV eine junge Frau erfasst hat. Offensichtlich waren die Abstände 
zwischen den Frontalparkplätzen und der Sitzgelegenheit vor der Bäckerei nicht groß genug, 
damit die Fahrerin das Unglück noch abwenden hätte können.  

Daher sollte die Meindlstraße umgestaltet werden, damit solche Horror-Unfälle künftig 
verhindert werden können. Besonders vor der Bäckerei, der Gaststätte und der Grundschule 
könnten Fahrradabstellanlagen eine gute, klimaschonende Mobilitätsalternative fördern. 
Außerdem würde die Meindlstraße als Schulweg sicherer, wenn die Autos nicht so weit in 
den Gehweg ragen würden. 

 

Initiative: 
Sonja Haider, Mobilitätspolitische Sprecherin 

 
 
 

 
1 https://www.abendzeitung-muenchen.de/muenchen/von-suv-am-gehweg-angefahren-mutter-
kaempft-nach-horror-unfall-in-muenchen-art-882498 



Dringlichkeitsantrag für die Vollversammlung am 1. März 2023

Preise für Strom an SWM-Ladesäulen und Neukundenpreis –
Erratische Preisfindung bei den Stadtwerken oder perfider Marketingtrick?

Die Stadtwerke München sollen in der Vollversammlung am 01.03.2023 erläutern, 
weshalb sie die Preise für das Laden von E-Autos an Ladesäulen zum 01.04.2023 
um 10ct/kWh erhöhen während parallel die Preise für Haushaltskunden zum 
01.04.2023 um 10 ct/kWh gesenkt werden und der Neukundenpreis bei nur noch 
38,16 ct/kWh liegt.

Dargestellt wird:
1. Warum werden die Preise für das Laden an Ladesäulen zum 1.4.2023 um 

über 20% auf 59 ct/kWh angehoben, obwohl gleichzeitig der Strompreis für 
Haushaltsstrom von Bestandskunden um 10 ct/kWh auf 52 ct/kWh gesenkt 
wird?

2. Wie kommt der Preis von sehr „günstigen“ 38,16 ct/kWh für Neukunden 
zustande?

3. Wie erklärt sich die erhebliche Differenz zwischen Neukundenpreis, 
Bestandskundenpreis und Ladesäulenpreis?

4. Warum werden die Preise an den Ladesäulen gerade jetzt erhöht, wenn die 
Strompreise an den Energiebörsen stark sinken? 

5. Subventionieren etwa die Kunden mit E-Autos das Ködern von Neukunden im 
Haushaltsbereich?

6. Torpedieren die SWM mit ihrer Preisstrategie die Mobilitätsstrategie der LHM –
insbesondere vor dem Hintergrund der aktuellen Diesel-Fahrverbote, die 
eigentlich das Umsteigen auf umweltfreundlichere Mobilität wie die E-Mobilität 
beschleunigen sollen?

7. Wie können derzeitige Bestandskunden (52 ct/kWh) möglichst einfach den 
Neukundentarif (38 ct/kWh) erhalten? Ist dies über eine Kündigung mit 
anschließendem Neuabschluss ohne viel bürokratischen Aufwand möglich?

FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion  |  Rathaus  |  80331 München



Begründung:

Ziel der Stadtwerke sollte es sein, günstigen Strom für alle Verbraucher, Haushalte 
wie Gewerbe und Industrie, ökologisch produziert anzubieten. Die Senkung der 
Strompreise für Haushalte zum 01.04. ist daher ein erster, sehr wichtiger Schritt. 
Elektrisch betriebene Fahrzeuge sind sowohl zur Luftreinhaltung in der Stadt als 
auch zur Reduzierung des CO2-Ausstoßes ein wichtiger Baustein der modernen 
Verkehrspolitik. 

Es ist daher dringend erklärungsbedürftig, warum die Stadtwerke zum einen 
erklären, die eigene Ökostromproduktion ermögliche Preissenkungen zum 01. April 
für Haushaltskunden (~52 ct/kWH statt ~62 ct/kWh), zum anderen aber die hohen 
Beschaffungspreise für Ökostrom an den Handelsplätzen als Begründung für die 
Erhöhung der Ladepreise zum 01. April anführen (~44/49/79 ct/kWh statt ~34/59/69 
ct/kWh).

Dies ist auch deshalb derzeit nicht nachvollziehbar, da neuen Haushaltskunden 
wieder Verträge mit Verbrauchspreisen für sogenannte „günstige“ 38 ct/kWh 
angeboten werden. 

Es stellt sich die Frage, ob hier kurzfristige Marketingerfolge vor Förderung der 
umweltfreundlichen E-Mobilität und der Entlastung der Haushalte gehen. 

Stadträte: Prof. Dr. Jörg Hoffmann (Fraktionsvorsitzender)
Gabriele Neff (stellv. Fraktionsvorsitzende)
Fritz Roth
Richard Progl



 
 

 
Herrn 
Oberbürgermeister 
Dieter Reiter 
Rathaus 

 
28.02.2023 

 

Busbahnhof Studentenstadt auf dem P&R-Parkplatz – Umsteigehalt mit kurzen 
Wegen  
 
Antrag: 
 
Der Busbahnhof Studentenstadt soll anstatt der angedachten massiven 
Verlängerung östlich entlang der Ungererstraße auf die westliche Seite der dortigen 
U-Bahnstation verlegt werden. An dieser Stelle befindet sich derzeit ein P&R-
Parkplatz, dessen Zufahrt aus dem Süden hierfür genutzt werden könnte. 
Eine Zufahrt von Norden soll über ein kurzes Straßenstück zwischen 
Autobahnbrücke und U-Bahntrasse zum Frankfurter Ring ermöglicht werden.  
In einem weiteren Schritt soll geprüft werden, ob eine mehrstöckige P&R-Anlage 
nach Vorbild des Busbahnhofs Fröttmaning realisiert werden kann.  
 

Begründung: 
 
Die Studentenstadt braucht einen ernstgemeinten, barrierearmen Busbahnhof! Für 
die Barrierearmut reicht nicht das bloße Aufstellen von Aufzügen – es bedarf auch 
leicht erreichbarer, kurzer Fußwege. Diese dürfen insbesondere 
mobilitätseingeschränkten Menschen nicht zur Last fallen, so wie es die geplante 
Verlängerung des Busbahnhofs tun würde. 
 
Die geplante Verlängerung des Busbahnhofs Studentenstadt um rund 200 Meter 
bietet keine überzeugende Lösung für die Probleme des ÖPNV-Angebotes im 
Münchner Norden. Zwar wird die Kapazität des Busbahnhofs erhöht, jedoch würde 
sich ein Stau vieler nacheinander fahrender Busse, die sich in den Straßenverkehr 
einzugliedern versuchen herausbilden. Mit der Verlegung des Busbahnhofs auf die 
andere Seite des U-Bahnhofes wäre ein eigener Platz geschaffen, der für eine 
Stärkung des örtlichen ÖPNVs sorgen würde.  
Die derzeitige Planung sieht vor, dass der Radschnellweg auf der Ungererstraße 
unterbrochen werden müsste. 
 
Außerdem würden auf diese Weise 160 Bäume nicht gefällt werden.  
 
 
Stadträte: Prof. Dr. Jörg Hoffmann (Fraktionsvorsitzender) 
  Gabriele Neff (stellv. Fraktionsvorsitzende) 
  Fritz Roth 
  Richard Progl 

 

FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion  |  Rathaus  |  80331 München 



 

Antrag  
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Herrn Oberbürgermeister Dieter Reiter 

Rathaus 

80331 München München, 27.02.2023 

 

 

Keine Kündigungen durch städtische Wohnbaugesellschaften zugunsten von Flüchtlingen  

 

Der Stadtrat möge beschließen: 

Die städtischen Wohnbaugesellschaften werden aufgefordert öffentlich zu erklären, dass sie keine 

Kündigungen in ihren Wohnanlagen aussprechen werden, um zusätzliche Unterbringungsmöglichkei-

ten für Flüchtlinge zu schaffen. 

Begründung: 

 

In Lörrach wurde 40 Mietern die Wohnung durch die dortige Wohnbaugesellschaft gekündigt, um 

Platz für die Unterbringung von Flüchtlingen zu schaffen. Ähnliches ist in der Gemeinde Seegräben 

geschehen. 

 

Auch in München wird es zunehmend schwieriger, die in Massen zuströmenden Kriegs- und Wirt-

schaftsflüchtlinge aus aller Welt unterzubringen. Um Fragen von Mietern der städtischen Wohnbau-

anlagen zuvorzukommen und möglichen Ängsten entgegenzutreten, sollten die beiden städtischen 

Wohnbaugesellschaften GEWOFAG und GWG die o. g. Erklärung öffentlich abgeben und darauf ver-

zichten, Münchner Bürger zugunsten von Flüchtlingen zu kündigen. Die Versorgung der Münchner Be-

völkerung, insbesondere bei knappen Gütern wie Wohnraum, muss Vorrang vor den Interessen Dritter 

haben. 

 

Initiative: 

Iris Wassill Markus Walbrunn Daniel Stanke 

ea. Stadträte                                                    ea. Stadtrat                                                              ea. Stadtrat 



G
es

el
ls

ch
af

te
n

 

  

Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Pressemitteilungen liegt 
jeweils bei der Beteiligungsgesellschaft, die sie herausgibt. 

Pressemitteilungen städtischer 
Beteiligungsgesellschaften 
Dienstag, 28. Februar 2023 
 
   
Donnerstag/Freitag, 2./3. März: MVG wird bestreikt, 
Einschränkungen bei U-Bahn, Tram und Bus 
Pressemitteilung MVG 
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Donnerstag/Freitag, 2./3. März: MVG wird bestreikt, 
Einschränkungen bei U-Bahn, Tram und Bus 

 

Die Gewerkschaft Verdi hat für Donnerstag und Freitag, 2. und 3. März, zu 

Warnstreiks im Nahverkehr aufgerufen. Am Donnerstag sind alle 

Tarifbeschäftigten in den beiden für die Münchner Verkehrsgesellschaft 

(MVG) relevanten Tarifverträgen aufgerufen, die Arbeit niederzulegen. Am 

Freitag werden bundesweit alle kommunalen Verkehrsunternehmen 

bestreikt. Davon sind auch die Fahrgäste der Münchner 

Verkehrsgesellschaft (MVG) betroffen. Die Streikaktivitäten werden an 

beiden Tagen von Betriebsbeginn bis Betriebsende laufen. Es ist davon 

auszugehen, dass es in dieser Zeit zu erheblichen Einschränkungen bei U-

Bahn, Tram und Bus kommen wird. Ein geregelter Betrieb wird demnach erst 

wieder am Samstag, 4. März, möglich sein. 

 

Die MVG plant während des Streiks zumindest einen Teil des Linienbetriebs 

aufrechtzuerhalten. Die S-Bahn, die von der Deutschen Bahn betrieben wird, 

wird nach derzeitigem Stand nicht bestreikt. 

 

Bei der U-Bahn muss der Linienbetrieb aus Sicherheitsgründen zunächst 

eingestellt werden. Ob der Betrieb zu einem späteren Zeitpunkt 

aufgenommen werden kann, hängt von der Anzahl des verfügbaren 

Personals in der Leitstelle und im Fahrdienst ab und kann erst kurzfristig 

entschieden werden. Wenn der Betrieb aufgenommen wird, liegt die Priorität 

vorerst auf den Linien U6 und U3, für die ein Takt 10 angestrebt wird. 

 

Auch das Angebot bei der Tram hängt von der tatsächlichen 

Personalverfügbarkeit ab. Einsatzbereite Fahrzeuge würden zunächst auf 

einzelne Linien konzentriert und in möglichst gleichmäßigen Abständen 

verkehren. Hier liegt die Priorität zunächst auf der am stärksten 

28.02.2023 



     

 

nachgefragten Linie 20 sowie der Linie 25 von Ostfriedhof bis Grünwald. 

 

Beim Bus könnte etwa jedes zweite Fahrzeug zum Einsatz kommen, da die 

Kooperationspartner nicht bestreikt werden. Die MVG strebt gemeinsam mit den 

Kooperationspartnern einen Takt 20 auf allen Linien an. Der CityRing 58/68 sowie 

der ExpressBus X30 entfallen. 

 

Bei den Nachtlinien liegt die Priorität auf den Linien N40, N72 und N80/81. Je nach 

Personalverfügbarkeit verkehren auch einzelne Fahrzeuge auf anderen Linien. 

 

MVG-Chef Ingo Wortmann: „Die Mobilitätsbranche steht vor den größten 

Herausforderungen der vergangenen Jahrzehnte: Wir wollen und müssen 

angesichts der Klimakrise die Verkehrswende umsetzen. Auf der anderen Seite 

fehlt es an den einer soliden und nachhaltigen Finanzierung und am Personal – 

beides ist essenziell, um die Ziele umsetzen und erreichen zu können. In diesen 

beiden Punkten sind wir uns mit der Gewerkschaft Verdi einig und werden das bei 

unserem Angebot auch berücksichtigen.“ 

 

Werner Albrecht, der für die Stadtwerke München (SWM) und die MVG bei beiden 

Tarifverhandlungen am Tisch sitzt: „Die erste Verhandlungsrunde für die beiden für 

uns relevanten Tarifverträge TV-N und TV-MVG ist gut angelaufen. Beide Seiten 

haben ihre Situation in konstruktiver Atmosphäre dargestellt. Zudem haben die 

Arbeitgeber in der vergangenen Woche in Potsdam ein Angebot für den öffentlichen 

Dienst vorgestellt. Das lässt erkennen, in welche Richtung ein Abschluss auch bei 

den für die Stadtwerke München relevanten Tarifverträgen gehen könnte. Nun sind 

die Parteien dazu aufgefordert, darauf aufzubauen und die Diskussion am 

Verhandlungstisch fortzuführen. Stattdessen ruft die Gewerkschaft ihre Mitglieder 

auf, die Arbeit niederzulegen. Das ist ärgerlich, denn darunter leiden vor allem die 

Fahrgäste, die zum Teil auf uns angewiesen sind.“ 

 

Die MVG informiert während des Streiks laufend auf www.mvg.de und auf Facebook 

über die aktuelle Betriebslage. Auch in der App MVG Fahrinfo München und auf 

Twitter finden die Fahrgäste aktuelle Informationen. Außerdem wird die MVG ihre 

Fahrgäste über die elektronischen Anzeigen und mit Durchsagen über die 

Einschränkungen informieren. 

http://www.mvg.de/
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